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 Umgang mit der Untersagung des Betriebs von Einrichtungen der Tages- und 

Nachtpflege und der Bildung von Notgruppen nach der CoronaVO § 71 SGB XI;  

Umgang mit der Einstellung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag, Initiativen 

des Ehrenamtes und Angeboten der Selbsthilfe nach §§ 45a ff. SGB XI als 

Gruppenangebote nach § 6 Abs.7 CoronaVO  

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

in der Corona-Pandemie gehören pflegebedürftige Menschen als ohnehin sehr vul-

nerable Gruppe zu den besonders gefährdeten Personen für schwerste und tödliche 

Krankheitsverläufe. Ihr Schutz, aber auch die Sorge um sie, wird eine der zentralen 
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Herausforderungen im weiteren Pandemie-Verlauf sein. Zuhause lebende Pflegebe-

dürftige sowie deren pflegende Angehörige und vergleichbar Nahestehende stehen in 

der Corona-Pandemie vor noch größeren Herausforderungen zur Bewältigung ihres 

Alltags.  

Vor den absehbaren Lockerungen in den Bereichen des öffentlichen Lebens gewinnt 

dies nun weiter an Bedeutung. Gleichzeitig ist festzustellen, dass die nach der 

Corona-Verordnung § 71 SGB XI (CoronaVO § 71 SGB XI) bestehende Möglichkeit, 

in dem vorgegebenen rechtlichen Rahmen einen eingeschränkten Betrieb von Tages-

pflegen anzubieten, wenn dies aus zwingenden Gründen für einzelne Personen erfor-

derlich ist, noch selten umgesetzt wird. Auch wurde dem Ministerium für Soziales und 

Integration vielfach mitgeteilt, dass teilweise alle Arten von Unterstützungsangeboten 

im Alltag, Initiativen des Ehrenamts sowie Angebote der Selbsthilfe nach §§ 45a ff. 

SGB XI aufgrund § 6 Abs. 7 Corona-Verordnung (CoronaVO) vollständig eingestellt 

und von der Möglichkeit einer der Situation des Pandemieverlaufs angepassten kon-

zeptionellen Weiterentwicklung kein Gebrauch gemacht wurde. 

Zunehmend wird dem Ministerium für Soziales und Integration außerdem berichtet, 

dass sich zu Hause lebende Pflegebedürftige durch die komplette Schließung von Ta-

gespflegeeinrichtungen oder durch den Wegfall von ehrenamtlich getragenen Grup-

penangeboten zur Unterstützung im Alltag, wie z.B. Betreuungsgruppen für demenzi-

ell erkrankte Menschen, zunehmender isoliert und vereinsamt fühlen. Auch pflegende 

Angehörige kommen an die Grenzen ihrer Belastbarkeit. Häufig kann eine Erwerbstä-

tigkeit vorläufig nicht mehr oder nur noch in geringerem Umfang ausgeübt werden. 

Der Verordnungsgeber hat sich bewusst gegen die absolute Untersagung des Be-

triebs von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen entschieden. Vielmehr hat er dem 

Anbieter nach der CoronaVO § 71 SGB XI ermöglicht, zur Aufrechterhaltung der 

Pflege für einzelne Personen Tages- und Nachtpflege anzubieten, sofern die in  

§ 1 Abs. 2 CoronaVO § 71 SGB XI bestehenden zwingenden Gründe vorliegen. Ein 

zwingender Grund nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 CoronaVO § 71 SGB XI kann beispielhaft 

auch dann vorliegen, wenn aus pflegefachlicher Sicht die häusliche Versorgung nicht 

ausreichend und durch den Wegfall der Tagespflege gefährdet ist. Ob so genannte 

Notgruppen der Tagespflege, beispielsweise mit bis zu 5 Tagespflegegästen unter 

Zugrundelegung eines Gesundheitskonzeptes mit Hygiene-, Schutz- und Abstands-

maßnahmen, die sich an den RKI-Empfehlungen zur Hygiene in Alten- und Pflegeein-

richtungen und Einrichtungen für Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderun-

gen orientieren (https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Al-

ten_Pflegeeinrichtung_Empfehlung), angeboten werden, entscheidet die jeweilige 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Alten_Pflegeeinrichtung_Empfehlung
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Einrichtungsleitung unter Abwägung aller Umstände unter besonderer Berücksichti-

gung der erhöhten Infektionsgefahr in der Einrichtung sowie der besonderen Gefähr-

dung der Nutzerinnen und Nutzer im Falle einer Infektion. 

Nach § 6 Abs. 7 CoronaVO wurden Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- 

und Umfeld von Pflege nach §§ 45a ff. SGB XI aufgrund einer erhöhten Ansteckungs-

gefahr als Gruppenangebote eingestellt. Dies schließt jedoch nicht aus, dass bereits 

vor der Corona-Pandemie bestehende, durch die Stadt- und Landkreise anerkannte 

Unterstützungsangebote im Alltag nach der Unterstützungsangebote-Verordnung 

(UstA-VO), bestehende Initiativen des Ehrenamts nach § 45c Abs. 1 Nr. 2 SGB XI o-

der bestehende Angebote der Selbsthilfe nach § 45d SGB XI während der Corona-

Pandemie dann auch angeboten werden können, sofern diese ihr Angebot befristet 

auf der Grundlage eines Gesundheitskonzepts mit Hygiene-, Schutz- und Abstands-

maßnahmen konzeptionell neu ausrichten. Sofern es sich dabei um ein bisher aner-

kanntes Angebot zur Unterstützung im Alltag nach § 45a SGB XI handelt, sind dem 

für die Anerkennung zuständigen Stadt- und Landkreis die konzeptionelle Neuaus-

richtung des „Not-Betreuungsangebots“ anzuzeigen. Aus der Praxis wurden dem Mi-

nisterium für Soziales und Integration beispielhaft genannt: Angebote der Telefonbe-

treuung/Telefonpatenschaften, Angebote der Betreuung mit Abstand (z.B. Übersen-

dung von Spielen, Übungen und Gedichten an Familien, die zusätzlich an festen Ta-

gen unter telefonischer Anleitung durch Fachkräfte oder Ehrenamtliche durchgeführt 

werden), „Gartenzaungespräche“ oder Angehörigengesprächskreise als Telefon- oder 

Videokonferenz. Neben der konzeptionellen Neuausrichtung der Angebote ist auch 

die Begleitung und der entsprechende Einsatz der Ehrenamtlichen zu berücksichti-

gen.  

Die widerstreitenden Interessen, die Pflegebedürftigen einerseits vor Infektionen zu 

schützen, ihnen aber andererseits auch soziale Teilhabe zu ermöglichen, gilt es in an-

gemessenen Ausgleich zu bringen. Diesem Anliegen hat sich auch die vom Ministe-

rium für Soziales und Integration ins Leben gerufene Task Force „Langzeitpflege“, in 

der u.a. Einrichtungsträgerverbände, Kommunale Landesverbände, Landessenioren-

rat, klinische und Pflegewissenschaft, Gerontologie, Infektiologie, Gesundheitsämter, 

Pflegekassen und der Kommunalverband für Jugend und Soziales angenommen. Die 

Task Force „Langzeitpflege“ appelliert im Sinne einer Verantwortungsgemeinschaft 

einhellig an alle Anbieter von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen sowie an alle An-

bieter vorhandener Betreuungs- und Entlastungsangebote nach §§ 45a ff. SGB XI, 

die in den Verordnungen angelegten Möglichkeiten zu ergreifen.  

Rechtsverordnungen können immer nur abstrakte Regelungen beinhalten und nicht 

den konkreten Einzelfall vor Ort regeln. Letztlich üben die Einrichtungen und Anbieter 
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ihre Verantwortung für die ihnen anvertrauten Menschen so aus, dass sie eine Abwä-

gung zwischen Schutzbedürfnis der Pflegebedürftigen, den Wünschen der pflegen-

den Angehörigen einerseits und mögliche Schäden für die Betroffenen, Mitarbeiten-

den und Ehrenamtlichen andererseits vornehmen. 

Die Task Force „Langzeitpflege“ erkennt durchaus die Schwierigkeiten und Zwänge, 

in der sich Einrichtungen und Anbieter bei derartigen Entscheidungen befinden. 

Gleichwohl möchten wir Sie – auch im Namen aller Mitglieder der Task Force „Lang-

zeitpflege“ – ausdrücklich dazu ermutigen, Notgruppen der Tagespflege aufzubauen 

und kreative Lösungen vor Ort zur Aufrechterhaltung der Betreuungs- und Entlas-

tungsangebote nach §§ 45a ff. SGB XI zu entwickeln. Bei dieser Bitte sind wir uns 

wohl bewusst und auch dankbar, dass dies teilweise auch bereits geschieht und ge-

lebt wird. 

Wir danken Ihnen für Ihr Engagement und bitten Sie, Ihren Mitarbeitenden in den Ein-

richtungen sowie den vielen Ehrenamtlichen unseren Dank für ihr Engagement zu-

gunsten der pflegebedürftigen Menschen in diesen herausfordernden Zeiten weiterzu-

geben. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

Dr. Tobias Schneider  

Ministerialdirigent  

 

 
 


